
1 von 3

© Ernst Klett Verlag GmbH, Stuttgart 2012 | www.klett.de | Alle Rechte vorbehalten   
Von dieser Druckvorlage ist die Vervielfältigung für den eigenen 
Unterrichtsgebrauch gestattet. Die Kopiergebühren sind abgegolten.

Geschichte und Geschehen 
Oberstufe

55

60

 

65

70

 

75

80

 

85

 

90

 

95

100

5

10

15

20

25

30

35

40

45

 

50

Erster Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 
Erster Titel: Begriffsbestimmungen

§ 1 Vertriebener
(1) Vertriebener ist, wer als deutscher Staatsangehöriger oder 
deutscher Volksangehöriger seinen Wohnsitz in den zur Zeit 
unter fremder Verwaltung stehenden deutschen Ostgebieten 
oder in den Gebieten außerhalb der Grenzen des Deutschen 
Reiches nach dem Gebietsstande vom 31. Dezember 1937 hatte 
und diesen im Zusammenhang mit den Ereignissen des zwei-
ten Weltkrieges infolge Vertreibung, insbesondere durch Aus-
weisung oder Flucht, verloren hat. Bei mehrfachem Wohnsitz 
muss derjenige Wohnsitz verloren gegangen sein, der für die 
persönlichen Lebensverhältnisse des Betroffenen bestimmend 
war. Wer infolge von Kriegseinwirkungen seinen Wohnsitz in 
die in Satz 1 genannten Gebiete verlegt hat, ist jedoch nur 
dann Vertriebener, wenn aus den Umständen hervorgeht, dass 
er sich auch nach dem Kriege in diesen Gebieten ständig nie-
derlassen wollte.
(2) Als Vertriebener gilt, wer als deutscher Staatsangehöriger 
oder deutscher Volkszugehöriger
1. nach dem 30. Januar 1933 wegen ihm drohender oder gegen 
ihn verübter nationalsozialistischer Gewaltmaßnahmen auf 
Grund der politischen Überzeugung, der Rasse, des Glaubens 
oder der Weltanschauung die in Absatz 1 genannten Gebiete 
verlassen und seinen Wohnsitz außerhalb des Deutschen Rei-
ches genommen hat,
2. auf Grund der während des zweiten Weltkrieges geschlos-
senen zwischenstaatlichen Verträge aus außerdeutschen Ge-
bieten oder während des gleichen Zeitraumes auf Grund von 
Maßnahmen deutscher Dienststellen aus den von der deut-
schen Wehrmacht besetzten Gebieten umgesiedelt worden ist 
(Umsiedler),
3. nach Abschluss der allgemeinen Vertreibungsmaßnahmen 
die zur Zeit unter fremder Verwaltung stehenden deutschen 
Ostgebiete, Danzig, Estland, Lettland, Litauen, die Sowjetuni-
on, Polen, die Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgari-
en, Jugoslawien oder Albanien verlassen hat oder verlässt, es 
sei denn, dass er erst nach dem 8. Mai 1945 einen Wohnsitz in 
diesen Gebieten begründet hat (Aussiedler),
4. ohne einen Wohnsitz gehabt zu haben, sein Gewerbe oder 
seinen Beruf ständig in den in Absatz 1 genannten Gebieten 
ausgeübt hat und diese Tätigkeit infolge Vertreibung aufgeben 
musste.
(3) Als Vertriebener gilt auch, wer, ohne selbst deutscher Staats-
angehöriger oder deutscher Volkszugehöriger zu sein, als Ehe-
gatte eines Vertriebenen seinen Wohnsitz in den in Absatz 1 
genannten Gebieten verloren hat.

§ 2 Heimatvertriebener
(1) Heimatvertriebener ist ein Vertriebener, der am 31. De-
zember 1937 oder bereits einmal vorher seinen Wohnsitz in 
dem Gebiet desjenigen Staates hatte, aus dem er vertrieben 
worden ist (Vertreibungsgebiet); die Gesamtheit der Gebiete, 
die am 1. Januar 1914 zum Deutschen Reich oder zur Österrei-
chisch-Ungarischen Monarchie oder zu einem späteren Zeit-
punkt zu Polen, zu Estland, zu Lettland oder zu Litauen gehört 
haben, gilt als einheitliches Vertreibungsgebiet.

(2) Als Heimatvertriebener gilt auch ein vertriebener Ehegatte 
oder nach dem 31. Dezember 1937 geborener Abkömmling, 
wenn der andere Ehegatte oder bei Abkömmlingen ein Eltern-
teil als deutscher Staatsangehöriger oder deutscher Volkszu-
gehöriger am 31. Dezember 1937 oder bereits einmal vorher 
seinen Wohnsitz im Vertreibungsgebiet (Absatz 1) gehabt hat.

§ 3 Sowjetzonenflüchtling
(1) Sowjetzonenflüchtling ist ein deutscher Staatsangehöriger 
oder deutscher Volksangehöriger, der seinen Wohnsitz in der 
sowjetischen Besatzungszone oder im sowjetisch besetzten Sek-
tor von Berlin hat oder gehabt hat, von dort flüchten musste, 
um sich einer von ihm nicht zu vertretenden und durch die 
politischen Verhältnisse bedingten besonderen Zwangslage 
zu entziehen, und dort nicht durch sein Verhalten gegen die 
Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit ver-
stoßen hat. Eine besondere Zwangslage ist vor allem dann ge-
geben, wenn eine unmittelbare Gefahr für Leib und Leben 
oder die persönliche Freiheit vorgelegen hat. Wirtschaftliche 
Gründe allein rechtfertigen nicht die Anerkennung als Sow-
jetflüchtling. […]

§ 4 Sowjetzonenflüchtlingen gleichgestellt Personen
(1) Einem Sowjetzonenflüchtling wird gleichgestellt ein deut-
scher Staatsangehöriger oder deutscher Volkszugehöriger, der 
im Zeitpunkt der Besetzung seinen Wohnsitz in der sowjeti-
schen Besatzungszone oder im sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin gehabt und sich außerhalb dieser Gebiete aufgehalten 
hat, dorthin jedoch nicht zurückkehren konnte, ohne sich 
offensichtlich einer von ihm nicht zu vertretenden und un-
mittelbaren Gefahr für Leib und Leben oder die persönliche 
Freiheit auszusetzen.

§ 5 Verwendung des Wortes „Vertreibung“
Soweit in diesem Gesetz das Wort „Vertreibung“ verwendet 
wird, sind hierunter auch die Tatbestände der §§ 3 und 4 zu 
verstehen.

§ 6 Volkszugehörigkeit
Deutscher Volkszugehöriger im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 
sich in seiner Heimat zum deutschen Volkstum bekannt hat, 
sofern dieses Bekenntnis durch bestimmte Merkmale wie Ab-
stammung, Sprache, Erziehung, Kultur bestätigt wird.

§ 7 Nach der Vertreibung geborene oder legitimierte Kinder
Kinder, die nach der Vertreibung geboren sind, erwerben die 
Eigenschaft als Vertriebener oder Sowjetzonenflüchtling des 
Elternteils, dem im Zeitpunkt der Geburt oder der Legitimation 
das Recht der Personensorge zustand oder zusteht. Steht beiden 
Elternteilen das Recht der Personensorge zu, so erwirbt das 
Kind die Eigenschaft als Vertriebener oder Sowjetzonenflücht-
ling desjenigen Elternteils, dem im Zeitpunkt der Geburt oder 
der Legitimation das Recht der gesetzlichen Vertretung zustand 
oder zusteht. […]

Bundesvertriebenengesetz vom 19. Mai 1953
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Zweiter Titel:

[…]
§ 10 Stichtag für Vertriebener
(1) Rechte und Vergünstigungen als Vertriebener kann nur in 
Anspruch nehmen, wer bis zum 31. Dezember 1952 im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes oder in Berlin (West) seinen 
ständigen genommen hat.
(2) Ohne Rücksicht auf den in Absatz 1 genannten Stichtag 
kann ein Vertriebener Rechte und Vergünstigungen in An-
spruch nehmen, wenn er im Geltungsbereich des Grundgeset-
zes oder in Berlin (W) seinen ständigen Aufenthalt genommen 
hat.
1. als nach dem 31. Dezember 1952 geborenes Kind eines zur 
Inanspruchnahme von Rechten und Vergünstigungen berech-
tigten Vertriebenen oder
2. spätestens sechs Monate nach der Aussiedlung (§ 1 Abs. 2 
Nr. 3) oder
3. als Heimkehrer nach den Vorschriften des Heimkehrergeset-
zes vom 19. Juni 1950 in der Fassung des Gesetzes zur Ergän-
zung und Änderung des Heimkehrergesetzes vom 30. Oktober 
1951 oder
4. im Wege der Familienzusammenführung gemäß § 94 Abs. 2 
Nr. 1 bis 3 oder
5. als Sowjetzonenflüchtling gemäß § 3 oder
6. nach Zuzug aus dem Ausland, wenn die hierfür im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin (West) bestehenden 
Vorschriften beachtet worden sind und der Aufenthalt im Aus-
land im Anschluss an die Vertreibung genommen worden war. 
[…]

§ 11 Ausschluss von Nutznießern und Personen, die gegen die 
Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit ver-
stoßen haben.
Rechte und Vergünstigungen als Vertriebener kann nicht in 
Anspruch nehmen, wer
1. nach dem 31. Dezember 1937 erstmalig  Wohnsitz in ei-
nem in das Deutsche Reich eingegliederten, von der deutschen 
Wehrmacht besetzten oder in den deutschen Einflussbereich 
einbezogenen Gebiet genommen und dort die durch die na-
tionalsozialistische Gewaltherrschaft geschaffene Lage ausge-
nutzt hat oder
2. nach der Vertreibung in der sowjetischen Besatzungszone 
oder im sowjetisch besetzten Sektor von Berlin durch sein Ver-
halten gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechts-
staatlichkeit verstoßen hat.
[…]

Dritter Abschnitt: Eingliederung der Vertriebenen und 
Flüchtlinge 
Erster Titel: Umsiedlung

§ 26 Begriff und Zweck
(1) Die angemessene Verteilung der Vertriebenen und Sowjet-
zonenflüchtlinge im Geltungsbereich des Grundgesetzes und 
in Berlin (West) zum Zwecke ihrer wirtschaftlichen Eingliede-
rung ist im Rahmen eines allgemeinen Bevölkerungsausgleichs 
durch Umsiedlung zu fördern.
(2) Umsiedlung im Sinne dieses Gesetzes ist
1. die Wohnsitzverlegung von Vertriebenen und Sowjetzonen-
flüchtlingen in Gebiete, in denen sie wirtschaftlich eingeglie-

dert und wohnungsmäßig untergebracht werden können, aus 
Gebieten, in denen sich dies nicht ermöglichen lässt,
2. die aus Gründen des sozialen Bevölkerungsausgleichs gebo-
tene Neuverteilung der nicht erwerbsfähigen und der schwer in 
Arbeit zu vermittelnden Vertriebenen und Sowjetzonenflücht-
lunge,
3. die Zusammenführung getrennter Familien- und Haushalts-
gemeinschaften am Arbeitsort des Ernährers.

§ 27 Freiwilligkeit
Die Teilnahme an der Umsiedlung ist freiwillig.
[…]

Zweiter Titel: Landwirtschaft

§ 35 Grundsatz
Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge, die aus der Landwirt-
schaft stammen oder nach der Vertreibung überwiegend in der 
Landwirtschaft tätig waren, sollen nach Maßgabe dieses Titels 
dadurch in die Landwirtschaft eingegliedert werden, dass sie 
entweder als Siedler im Sinne der Siedlungs- und Bodengesetz-
reformgesetzgebung oder sonst als Eigentümer oder Pächter 
land- oder fortwirtschaftlicher Grundstücke oder in einem an-
deren zweckdienlichen Nutzungsverhältnis angesetzt werden.
[…]

§ 38 Beteiligung an der Neusiedlung
Bei der Vergabe von Neusiedlersteller ist das neu anfallende 
Siedlungsland im Bundesgebiet ländermäßig nach Fläche und 
Güte mindestens zur Hälfte dem in § 35 genannten Personen-
kreis zuzuteilen. Bei der weiteren Vergabe sind gleichrangig die 
einheimischen Siedlungsbewerber entsprechend der Zahl der 
vorliegenden Anträge zu berücksichtigen.
[…]

§ 41 Darlehen und Beihilfen bei Neusiedlung
Können für die Ansetzung von Vertriebenen oder Sowjetzo-
nenflüchtlinge als Neusiedler Mittel nicht rechtzeitig oder nur 
in unzureichendem Maße eingesetzt werden, so können zu 
Gunsten des einzelnen Vertriebenen oder Sowjetzonenflücht-
lings zusätzlich zu den von den Ländern bereitzustellenden 
Finanzierungshilfen zinslose Darlehen und Beihilfen, insbe-
sondere zur Land- und Inventarbeschaffung und für notwenige 
bauliche Aufwendungen, gewährt werden; die Darlehen und 
Beihilfen sollen im einzelnen Falle in der Regel den Betrag von 
insgesamt 20.000 Deutsche Mark nicht übersteigen.

§ 42 Darlehen und Beihilfen bei Übernahme bestehender land-
wirtschaftlicher Betriebe
Wir ein land- oder fortwirtschaftlicher Betrieb oder ein Teil  
eines solchen Betriebes oder ein Grundstück im Sinne des Be-
wertungsgesetzes, dessen Veräußerung oder Verpachtung der 
Bildung eines land- oder fortwirtschaftlichen Betriebes des Er-
werbers oder Pächters dient oder das zur Grundlage einer land-
wirtschaftlichen Nebenerwerbsstelle wird (Grundstück), unter 
Mitwirkung der Siedlungsbehörde an einen zu dem in § 35 
genannten Personenkreis gehörigen Vertriebenen oder Sowjet-
zonenflüchtling veräußert oder auf mindestens zwölf Jahre ver-
pachtet, so können zur Finanzierung der hierfür erforderlichen 
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Fünfter Titel: Förderung unselbständiger Erwerbstätiger

§ 77 Arbeiter und Angestellte
(1) Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits
losenversicherung hat dahin zu wirken, dass der Anteil der 
beschäftigten Arbeitnehmer, die Vertriebene oder Sowjetzo-
nenflüchtlinge sind, an der Gesamtzahl der beschäftigten 
Arbeitnehmer innerhalb der Landesarbeitsamtsbezirke dem 
Verhältnis entspricht, in dem die Zahl der Arbeitnehmer, die 
Vertriebene oder Sowjetzonenflüchtlinge sind, zur Gesamtzahl 
der Arbeitnehmer – getrennt nach Arbeitern und Angestellten 
– in diesen Bezirken steht. […]
(2) Solange das Verhältnis gemäß Absatz 1 nicht erreicht ist, 
sind arbeitslose Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge, die 
nach dem 1. Januar 1949 weniger als zwei Jahre in Beschäfti-
gung gestanden haben, von der Bundesanstalt für Arbeitsver-
mittlung und Arbeitslosenversicherung vor anderen Bewerbern 
mit gleicher persönlicher und fachlicher Eignung und gleichen 
sozialen Verhältnissen unter Berücksichtigung der Wirtschafts-
lage bevorzugt in Arbeit zu vermitteln. […]

§ 78 Lehrstellen und Ausbildungsstellen sonstiger Art
(1) Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen-
versicherung hat unter Beteiligung der zuständigen Organisa-
tionen der Wirtschaft dahin zu wirken, dass bei der Besetzung 
von Lehrstellen und Ausbildungsstellen sonstiger Art Vertrie-
bene und Sowjetzonenflüchtlinge unter Berücksichtigung der 
Berufsnachwuchslage in den Landesarbeitsamtsbezirken sowie 
der Eignung der Lehrstellenbewerber angemessen beteiligt wer-
den. […]

Sechster Titel: Sonstige Vorschriften

§ 80 Wohnraumversorgung
(1) Die Versorgung der Vertriebenen und Sowjetzonenflücht-
linge mit Wohnraum ist eine vordringliche Aufgabe der Wohn-
raumbewirtschaftung und des öffentlich geförderten Woh-
nungsbaues.
(2) Vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlingen ist ein  ange-
messener Teil des vorhandenen und des neu zu schaffenden 
Wohnraumes zuzuteilen. Dabei sind die noch in Lagern und 
anderen Notunterkünften Untergebrachten besonders zu be-
rücksichtigen. 
[…]

Nach: Bundesgesetzblatt 1953, I, S. 201 (Auszug)

Aufwendungen, insbesondere zur Zahlung des Erwerbspreises, 
zur Anschaffung des Inventars, für notwendige bauliche Auf-
wendungen und für die Beschaffung von Ersatzwohnungen, 
zinslose Darlehen gewährt werden, […]

Vierter Titel: Förderung selbständiger Erwerbstätiger

§ 72 Kredite, Zinsverbilligungen, Bürgschaften und Teilhaber-
schaften
(1) Die Begründung und Festigung selbständiger Erwerbs
tätigkeit der Vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlinge in der 
Landwirtschaft, im Gewerbe und in freien Berufen ist durch 
Gewährung von Krediten aus öffentlichen Mitteln zu günsti-
gen Zins-, Tilgungs- und Sicherungsbedingungen, durch Zins-
verbilligungen und Bürgschaftsübernahmen zu fördern.
(2) Zur Festigung selbständiger Erwerbstätigkeit soll auch die 
Umwandlung hochverzinslicher und kurzfristiger Kredite in 
langfristige zu günstigen Zins- und Tilgungsbedingungen er-
möglicht werden.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Unternehmen, 
an denen Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge mindestens 
mit der Hälfte des Kapitals beteiligt sind, sofern die Beteiligung 
für mindestens sechs Jahre sichergestellt ist. […]

§ 74 Vergabe von öffentlichen Aufträgen
(1) Bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen sind Ver
triebene und Sowjetzonenflüchtlinge unbeschadet von Rege
lungen für notleidende Gebiete bevorzugt zu berücksichtigen. 
Entsprechendes gilt für Unternehmen, an denen Vertriebene 
und Sowjetzonenflüchtlinge mit mindestens der Hälfte des 
Kapitals beteiligt sind, sofern die Beteiligung für mindestens 
sechs Jahre sichergestellt ist. […]
[…]

§ 76 Vermietung, Verpachtung und Übereignung durch die öf-
fentliche Hand
Soweit die öffentliche Hand Grund und Boden, Räumlichkei-
ten oder Betriebe zum Zwecke einer bestimmten gewerblichen 
Nutzung verpachtet, vermietet oder übereignet, sollen Ver-
triebene und Sowjetzonenflüchtlinge, die vor der Vertreibung 
ein gleichwertiges Gewerbe ausgeübt haben, bevorzugt berück-
sichtigt werden, bis das Verhältnis erreicht ist, in dem die Zahl 
der Vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlinge zur Gesamtzahl 
der Bevölkerung im Bereich der vergebenden Körperschaft oder 
Stelle steht.


